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Mandantenbrief 10/2018 

 
SPRUCH des Monats 
 

Das Große ist nicht, dies oder das zu sein, sondern man selbst zu sein. 

Søren Aabye Kierkegaard; 1813 - 1855, dänischer Philosoph, Theologe und Schriftsteller 

  

Was Sie interessieren kann:  
 

Arbeitsrecht  
 
Kein versicherter Wegeunfall trotz gewöhnlicher 

Wegstrecke zur Arbeit 
  

In der gesetzlichen Unfallversicherung ist auch das Zurücklegen des mit der versi-

cherten Tätigkeit zusammenhängenden unmittelbaren Weges zum Arbeitsplatz ver-

sichert (sog. "Wegeunfall"). Trotzdem ist nicht automatisch jeder Unfall auf dem 

Arbeitsweg ein Wegeunfall. Wenn der Versicherte mehrere Stunden früher als ge-

wöhnlich von zu Hause losfährt, um noch private Besorgungen zu erledigen, fehlt es 

am erforderlichen Zusammenhang mit der versicherten beruflichen Tätigkeit, auch 

wenn sich der Unfall auf der gewöhnlichen Strecke ereignet.  

 

Dieser Entscheidung des Landessozialgerichts Baden-Württemberg vom 29.6.2018 

lag folgender Sachverhalt zugrunde: Ein Arbeitnehmer hatte am Unfalltag um 13.30 

Uhr Arbeitsbeginn, fuhr mit dem Motorroller aber schon um 9.30 Uhr los, weil er auf 

dem Weg zur Arbeit noch zu einem Waschsalon auf dem Weg wollte, um Kleidung 

zu waschen. Die übliche Fahrtzeit zur Arbeit betrug ca. 25-30 Minuten. Auf der Weg-

strecke seines gewöhnlichen Arbeitswegs, noch vor Erreichen der Wäscherei, erlitt 

er bei einem Verkehrsunfall ein Schädel-Hirn-Trauma und Knochenbrüche und muss-

te mehrere Wochen im Krankenhaus behandelt werden. 

 

Die Unfallversicherung lehnte die Anerkennung eines Arbeitsunfalls ab, da der Versi-

cherte nur wegen des geplanten Zwischenstopps am Waschsalon so früh losgefah-

ren ist. Der Versicherte machte geltend, er hatte u. a. Dienstkleidung reinigen wol-

len, weil er davon ausging, dass Dienstkleidungspflicht besteht. Auf einem Klei-

dungsstück befand sich ein Logo seines Arbeitsgebers. Auf Nachfrage des Gerichts 

teilte jedoch der Arbeitgeber mit, dass für den Versicherten seit Jahren keine 

Dienstkleidungspflicht besteht. 

 
 



 
Familienrecht 
 

Unterhaltsvorschuss für Kinder Alleinerziehen-

der 
  

Einen Anspruch auf Unterhaltsvorschuss haben Kinder von Alleinerziehenden, die 

keinen oder keinen regelmäßigen Unterhalt von dem anderen Elternteil erhalten. 

Eine Einkommensgrenze des alleinerziehenden Elternteils gibt es nicht. Hat der 

Antragsteller erneut geheiratet, besteht kein Anspruch auf Unterhaltsvorschuss. Die 

Zahlung erfolgt monatlich und kann rückwirkend längstens für den Monat vor An-

tragstellung beantragt werden.  

 

Seit dem 1.7.2018 gilt: 

 Bis zur Vollendung des 12. Lebensjahres (12. Geburtstag) können Kinder ohne 

zeitliche Einschränkung Unterhaltsvorschuss erhalten. 

 Kinder im Alter von zwölf Jahren bis zum vollendeten 18. Lebensjahr können 

ebenfalls unter bestimmten Voraussetzungen Unterhaltsvorschuss erhalten. 

Die Höhe beträgt:  

 für Kinder bis zu 5 Jahren: 154 €/Monat, 

 für Kinder von 6 Jahren bis 11 Jahren: 205 €/Monat, 

 für Kinder von 12 Jahren bis 17 Jahren: 273 €/Monat. 

Der Unterhaltsvorschuss stellt keine Entlastung des säumigen Elternteils dar, son-

dern ist eine Vorleistung des Staates. Aufgrund der Tatsache, dass die sog. Rück-

griffquote 2017 bei nur knapp 20 % lag, plant die Bundesregierung künftig effekti-

ver als bisher das Geld einzufordern. 

 

 

Sonstiges 
 
Geplante Änderungen bei der Mietpreisbremse 

 
 
Nach dem Entwurf des Mietrechtsanpassungsgesetzes sollen die Regelungen der 
Mietpreisbremse transparenter und wirksamer werden. Künftig müssen Vermieter 
den Mieter vor Abschluss des Mietvertrages unaufgefordert und schriftlich darüber 
informieren, ob eine Ausnahme von der Mietpreisbremse vorliegt, wenn sie eine 
deutlich höhere als die ortsübliche Vergleichsmiete verlangen. Nur wenn der Vermie-
ter diese Auskunft erteilt, kann er sich auf die Ausnahme berufen. 
Nach dem Gesetz zur Mietpreisbremse dürfen die Mieten nur noch maximal 10 
% über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegen. 
 

Ausnahmen davon gelten für die Vermietung von Neubauten und die Erstvermietung 
nach einer umfassenden Sanierung. Ebenso wenn der Vermieter zuvor eine Miete 
erzielte, die über der ortsüblichen Vergleichsmiete liegt. Er genießt dann grundsätz-
lich Bestandsschutz und kann weiter die Vormiete verlangen. Bezugspunkt für die 



vom Vermieter mitzuteilende Vormiete ist der Zeitpunkt ein Jahr vor Beendigung des 
Vormietverhältnisses. Dabei genügt die bloße Angabe der Höhe der vorherigen Mie-

te. Der Mieter kann gegebenenfalls weitere Auskünfte aus dem Vormietverhältnis 
verlangen, etwa einen Nachweis über die Höhe der Vormiete. 
 
Für die Rückforderung zu viel gezahlter Miete genügt zukünftig eine einfache 
Rüge - etwa der Satz "Ich rüge die Höhe der Miete". Der Mieter muss nicht mehr 
darlegen, warum die verlangte Miete seines Erachtens nach zu hoch ist. 
 
In angespannten Wohnungsmärkten werden die Kosten der Modernisierung, die der 
Eigentümer auf den Mieter umlegen kann, für zunächst fünf Jahre von 11 % auf 8 
% pro Jahr gesenkt. Es gilt zudem eine sog. absolute Kappungsgrenze: Der 
Vermieter darf die Miete nach einer Modernisierung nicht um mehr als 3 € 
pro m² Wohnfläche innerhalb von sechs Jahren erhöhen. 
 
Ferner zählt das Mietrechtsanpassungsgesetz Tatbestände auf, die ein bewuss-
tes Herausmodernisieren nahelegen: 

 Mit der angekündigten baulichen Veränderung wird nicht innerhalb von zwölf 
Monaten nach Ankündigung begonnen oder diese wird begonnen und ruht dann 
mehr als zwölf Monate. 

 Mit der angekündigten zu erwartenden Mieterhöhung würde sich die Monatsmiete 
mindestens verdoppeln. 

 Die Baumaßnahme wird in einer Weise durchgeführt, die geeignet ist, zu erhebli-
chen, objektiv nicht notwendigen Belastungen des Mieters zu führen. 

Das Gesetz muss noch den Bundestag passieren und soll bis spätestens 1.1.2019 in 
Kraft treten. 


